
Bundessozialgericht

- 2 RU81/78 -

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

..................bc......OOOCI.....oooooocoo-oooooooooo‚

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbev011mächtj-gte:
...-0.00.0000...00.0.0000000000’

g e g e n

.................‚....ooclooouoo‚a...-00.0.000000000000,

Beklagte und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigtel':
....ooooooooooooooooooooo-ooooo.

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche Ver—

handlung am 14. Februar 4981
für Recht erkannt;

Die Revision der ßeklagten gegen das Urteil des Landessozial-

gerichts Baden—Württemberg vom 10. August 4978 wird mit der

Maßgabe zurückgewi68en, daß dem Kläger die Rente nach einer

Minderung der Erwerbsfähigkeit um 50 vH nach der Nr 46 der

Anlage 1 zur 7, BKVO und nicht nach Nr 5401 zu zahlen ist.

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen Kosten des

Revisionsverfahrens zu erstatten.
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G r ü n d e :

Der im Jahre 1954 geborene Kläger beansprucht die Gewährung

einer Verletztenrente wegen einer beruflich bedingten schweren

Hauterkrankung. Er leidet an einer Sensibilisierung der Haut

gegen Kobalt und Chromsalze mit ekzematösen Veränderungen der

Hände.

Von 1949 bis 1952 war der Kläger als Formerlehrling tätig, be—

stand aber die Gesellenprüfung nicht. Nach einer Beschäfti—

gung als Gußschleifer arbeitete er von 1958 an bei der Firma

DA. E AG, Werk Ma .„ L:, und zwar zunächst als Ma-
schinenformer, seit etwa 1962 als Kernsandmischer und später

als Kernsandverschicker. Am 5. September 1972 wurde er wegen
akuter Dermatitis der Hände arbeitsunfähig. Ein Arbeitsver—

such am 14. und 15. Januar 1975 führte sofort zu einem Rück—

fall.

Der Staatliche Gewerbearzt vertrat in seiner Stellungnahme vom
25. April 1975 nach Einholung eines Gutachtens von dem Haut-

arzt Dr. S — @9 (2. April 1975) die Auffassung, die Voraus—

setzungen einer entschädigungspflichtigen Berufskrankheit

gemäß Nr 46 der Anlage 1 zur Siebenten Berufskrankheitenver-

ordnung (7. BKVO) vom 20. Juni 1968 (BGBl I 721) seien er—
füllt. Der Kläger leide an einer berufsbedingten Kontakt-

allergie auf der Basis von Chromaten--und Kobaltsensibili—
sierung, einer schweren Häuterkrankung, die zur Aufgabe des

Berufes als Former zwinge; die Minderung der Erwerbsfähigkeit
(MdB) betrage 50 vH.

Prof. Dr. B‘ (Universitätshautklinik H - Gutachten

vom 25. März 1974 und vom 15. November 1974, Stellungnahme

vom 21. März 1975) und Privatdozent Dr. P Ü ' (Allergie-
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und Hautklinik N 5 — Krankheitsbericht vom 19. August

1974) kamen zu dem gleichen Ergebnis; sie schlugen einen inner—

betrieblichen Arbeitsplatzwechsel vor (Pförtner, Telefondienst

oder ähnliches). Bei fortbestehender Arbeitsunfähigkeit be—
fand sich der Kläger wegen seiner Hauterkrankung in jeweils

mehrwöchiger stationärer Behandlung vom 12. November bis zum
4. Dezember 1975 (Hautklinik der Städtischen Krankenanstalten

M
.

), vom 17. April bis 50. Mai 1974 (Universitätshaut—

klinik H« \, vom 8. Juli bis 19. August 1974 (Allergie—
und Hautklinik Ni ) und vom 5. September bis zum 22. Ok—

tober 1974 (Universitätshautklinik H : ).

Aufgrund von Bemühungen der Beklagten wurde dem Kläger Ende

Januar 1975 von der Firma D B AG in der Abteilung
Werkschutz eine Pförtnerstelle mit Schichtdienst angebotai. Der

Kläger äußerte die Befürchtung, daß ihm bei den regelmäßig zu
verrichtenden kleineren Schreibarbeiten die Finger aufplatzen

und bluten würden mit der Folge, daß er die Arbeit immer wieder

unterbrechen müsse. Daraufhin sah die Firma D B von
der_Einstellung des Klägers ab. Auf Anfrage der Beklagten, ob

der Kläger aus ärztlicher Sicht in der Lage sei, Schreibarbei—

ten auszuführen, äußerte Prof. Dr. B in der Stellungnahme

vom 21. März 1975 die Auffassung, daß eine einfache Pförtner—

tätigkeit zumindest versucht werden müsse.

Durch Bescheid vom 25. April 1975 lehnte die Beklagte die Ge-

währung einer Entschädigungab; Möglicherweise sei die Hauter-

krankung zwar auf die Tätigkeit des Klägers in der Kernsand-

aufbereitung zurückzuführen Eine weitere Klärung der Zusammen-

hangsfrage könne jedoch unterbleiben, weil ein Rentenanspruch

aus anderen Gründen nicht gegeben sei. Die vom Kläger verrich-

tete Tätigkeit als Sandmischer und beim Sandtransport sei keine

berufliche Beschäftigung iS der Nr 46 der Anlage 1 zur 7. BKVO.

Besondere Kenntnisse seien bei dieser Tätigkeit nicht erfor-

derlich. Die Erkrankung habe bisher auch nicht zur Aufgabe
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jeder Erwerbsarbeit geführt. Der Kläger könne zwar Arbeiten
in einer Gießerei nicht mehr verrichten. Er sei aber einsatz-

fähig für andere leichte bis mittelschwere Arbeiten, etwa als
Pförtner oder Aufsichtsperson.

Die hiergegen vom Kläger erhobene Klage hat das Sozialgericht

(SG) Mannheim durch Urteil vom 15. November 1976 aus den Grün-

den des angefochtenen Bescheides abgewiesen.

Auf die Berufung des Klägers hat das Landessozialgericht (LSG)
durch Urteil vom 10. August 1978 das Urteil des SG und den Be—

scheid der Beklagten teilweise geändert: Es hat die Beklagte

verurteilt, dem Kläger wegen einer Berufskrankheit "nach Nr

46 der Anlage 1 der 7. BKVO bzw Nr 5101 der BKVO" Rente nach

einer MdE von 50 vH für die Zeit vom 6. März bis zum 15. No—

vember 1974 und vom 1. Januar 1977 an zu bewilligen; im übri-

gen hat es die Klage abgewiesen und die weitergehende Berufung

des Klägers zurückgewiesen. Zur Begründung hat das LSG ua aus-
geführt: Bei dem Kläger bestehe eine Sensibilisierung der Haut

gegen Kobalt und Chromsalze mit immer wieder auftretenden ek-

zematösen Veränderungen der Hände. Es handele sich um eine

schwere und eine wiederholt rückfällige Hauterkrankung, die

zumindest im Sinne einer wesentlichen Mitursache durch die

berufliche Exposition in der Kernsandaufbereitung entstanden

sei. Daß die Hauterkrankung nicht abgeheilt sei, obwohl der
Kläger schon jahrelang den beruflichen Schadstoffen nicht mehr
ausgesetzt sei, erkläre sich aus der weiten Verbreitung der

Schadstoffe. Die beruflich bedingte Hauterkrankung des Klä-

gers sei für die Zeit bis zum 51. Dezember 1976 nach der 7.
BKVO vom 20. Juni 1968 und vom 1. Januar 1977 an nach der
seit diesem Zeitpunkt geltenden Fassung der BKVO zu beurtei-

len. Die Hautkrankheit habe nicht zur Aufgabe einer beruf-
lichen Beschäftigung iS der Nr 46 der Anlage 1 zur 7. BKVO

geführt. Der Kläger habe den erlernten Beruf eines Handfor-

mers nicht ausgeübt. Er habe die einfache, ungelernte Tätig-
keit als Kernsandmischer oder Kernsandverschicker aufgeben
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müssen. Er müsse sich darauf verweisen lassen, andere ein—

fache Tätigkeiten, bei denen die Exposition gegenüber Schad-

stoffen nicht gegeben sei, auszuüben. Allerdings sei der Klä—

ger bis zum 15. November 1974 überhaupt nicht in der Lage ge—
wesen, eine Tätigkeit auszuführen. Bis zu diesem Zeitpunkt

hätten die akuten Hauterscheinungen fortbestanden und der
Kläger sich in laufender — teils auch stationärer - Heilbe-

handlung befunden. Prof. Dr. P habe jedoch in seinem Gut—

achten vom 15. November 1974 mitgeteilt, der Kläger sei jetzt

in der Lage, einfache Arbeiten (Pförtner oder ähnliches) zu
verrichten. Von diesem Zeitpunkt an müsse sich der Kläger, so
führt das LSG weiter aus, auf andere einfache Arbeiten, die

ihm zumutbar seien, verweisen lassen. Die Rente könne nur so-

lange gewährt werden, als der Kläger gezwungen gewesen sei,

jegliche Erwerbsarbeit aufzugeben. Das Hautleiden habe am
5. September 1972 begonnen; der Arbeitstag im Januar 1975

könne nicht als Beginn der Erkrankung geWertet werden, es habe

sich damals nur um einen mißlungenen Arbeitsversuch gehandelt.

Die 79. Woche nach Eintritt des Versicherungsfalles habe am
6. März 1974 begonnen; von diesem Tage an stehe dem Kläger

folglich die Rente zu (s 5 580 der Reichsversicherungsordnung
—RVO—in der Fassung bis zum Inkrafttreten des Reha—Anglei—

chungsgesetzes am 1. Oktober 1974). Die MdE betrage nach

Schätzung aller im Verfahren gehörten medizinischen Sachver—

ständigen 50 vH. Die Nr 5101 der Anlage 1 zur BKVO in der

seit dem 1. Januar 1977 geltenden Fassung solle sicherstellen,

daß allen Erkrankten, deren Erwerbsfähigkeit durch die Krank—

heit in entsprechendem Ausmaß eingeschränkt sei, die Leistung

gewährt werde. Es müsse nun darauf abgestellt werden, ob die

Fähigkeit, sich auf dem Gesamtgebiet des Erwerbslebens ein
Verdienst zu verschaffen, in so erheblichem Maße eingeschränkt

sei, daß dafür eine Entschädigung in Form von Rente aus der

gesetzlichen Unfallversicherung gewährt werden müsse. Diese

Voraussetzungen lägen hier vor. Sie rechtfertigten die Ge—

währung einer Rente nach einer MdB um 50 vH seit dem 1. Januar

1977.
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Die Beklagte hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt

und zur Begründung ua ausgeführt: Ein Anspruch auf Verletzten—

rente habe nach dem bis zum 51. Dezember 1976 geltenden Recht

nicht bestanden. Wie auch das LSG insoweit zutreffend ange—

nommen habe, sei der Kläger nicht zur Aufgabe einer beruf—

lichen Beschäftigung iS der Nr 46 der Anlage 1 zur 7. BKVO

gezwungen gewesen. Auch am Zwang der Aufgabe jeder Erwerbs—

arbeit habe es gefehlt; der Kläger sei bis zum 15. November

1974 lediglich arbeitsunfähig gewesen. Das Ende der Arbeits-

unfähigkeit sei maßgebend für den Beginn der Verletztenrente.

Das LSG habe zwar für den Rentenbeginn auf 5 580 Abs 1 Al—

ternative 2 BVD aF abgestellt; eine "durch den Arbeitsunfall

verursachte Erwerbsunfähigkeit im Sinne der Rentenversiche—

" habe jedoch in dem Zeitraum bis zum 15. November 1974,rung
für den das LSG sie zur Rentengewährung verurteilt habe, nicht

vorgelegen. Nach Nr 5101 der Anlage 1 zur ?. BKVO in der seit

dem 1. Januar 1977 geltenden Fassung komme es zwar nicht

mehr auf die einschränkenden Voraussetzungen des früheren
Rechts an. Das neue Recht sei jedoch auf frühere Versiche-

rungsfälle nicht anwendbar (BSG SozR 5677 Anlage 1 Nr 41

Nr 2).

Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung bzw entsprechender Abänderung des ange-

fochtenen Urteils nach den Anträgen der Vollmachtgeber-

schaft in der Vorinstanz, insbesondere im Ergebnis auf
Klageabweisung, hilfsweise aber auf Zurückweisung an die
Vorinstanz zu erkennen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend.
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II

Der Senat hat ohne mündliche Verhandlung entschieden, da sich
die Beteiligten damit einverstanden erklärt haben (5 124 Abs
2 des Sozialgerichtsgesetzes -8GG—).

Die zulässige Revision der Beklagten ist nicht begründet. Der

Kläger hat gegen die Beklagte Anspruch auf eine Verletztenrente

wegen der Folgen seiner Hauterkrankung.

Nach den mit Revisionsrügen nicht angegriffenen Feststellungen

im angefochtenen Urteil leidet der Kläger seit September 1972

an einer berufsbedingten Sensibilisierung der Haut gegen Kobalt

und Chromsalze mit ständig sich wiederholenden ekzematösen Ver—

änderungen der Hände. Die Hauterkrankung ist schwer und außer-

dem wiederholt rückfällig. Der Kläger ist hierdurch in seiner

Erwerbsfähigkeit um 50 vH gemindert.

Schwere oder wiederholt rückfällige Hauterkrankungen, die zur
Aufgabe der beruflichen Beschäftigung oder jeder Erwerbsarbeit

gezwungen haben‚sind von der Bundesregierung aufgrundder Er-

mächtigung des 5 551 Abs 1 Satz 5 EVO in Nr 46 der Anlage 1

zur 7. BKVO vom 20. Juni 1968 (BGBl I 721) in der bis zum
51. Dezember 1976 geltenden Fassung (3 Art 4 Abs 1 der Verord—

nung vom 8. Dezember 1976 — BGBl I 5529 -) als Berufskrank-

heiten bezeichnet worden. Die Nr 46 aaO ist für die Entscheidung
über den Anspruch des Klägers auf Verletztenrente maßgebend,
weil die ebenfalls Hauterkrankungen betreffende Nr 5101 der

Anlage 1 zur ?. BKVO idF der Verordnung vom 8. Dezember 1976

nicht auf vor dem 1. Januar 1977 eingetretene Versicherungs-
fälle anzuwenden ist (s BSGE 49, 148, 149 mwN).

Die Voraussetzungen der Nr 46 1vm % 1 der ?. BKVOund 5 551
Abs 1 Satz 2 RVG haben hier vorgelegen, wie das LSG aufgrund
der von ihm getroffenen unangefochtenen Feststellungen inso-

weit zutreffend angenommen hat. Die versicherte Tätigkeit des

Klägers in der Kernsandaufbereitung und -verschickung (@ 559
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Abs 1 Nr 1 RVG) war zumindest eine wesentliche Mitursache

für die Sensibilisierung der Haut und die ekzematösen Ver—

änderungen an den Händen (5 551 Abs 1 Satz 2 RVG, % 1 der
?. BKVO). Die berufsbedingte schwere Hauterkrankung hat den
Kläger auch zur Aufgabe jeder Erwerbsarbeit gezwungen. Denn

vom Beginn des Hautleidens (5. September 1972) an war der

Kläger wegen der fortbestehenden akuten Hauterscheinungen,

die dauernde, teils auch stationäre Behandlung erforderten,

nicht "lediglich arbeitsunfähig", wie die Revision ausge-
führt hat; nach den Feststellungen des LSG war er vielmehr

überhaupt nicht in der Lage, irgendeine Erwerbstätigkeit zu

verrichten. Das LSG ist zwar aufgrund der Äußerung von Prof.
Dr. B in dessen Gutachten vom 15. November 1974, daß

der Kläger"jetzt" wieder einfache Arbeiten verrichten könne,

zu dem Ergebnis gelangt, von diesem Zeitpunkt an sei eine

Rente nach Nr 46 der Anlage zur ?. BKVO nicht mehr zu gewäh—

ren, weil der Kläger nicht mehr gezwungen sei,-jegliche Er—

werbsarbeit aufzugeben, sich vielmehr auf andere einfache

und ihm zumutbare Arbeiten verweisen lassen müsse. Dieser

rechtlichen Beurteilung ist jedoch nicht zu folgen; die Voraus-

setzungen für die Rentengewährung sind nicht entfallen.

Der erkennende Senat hat bereits im Urteil vom 20. April 19%3

(SozR 567? Anl 1 Nr 46 Nr 8) näher dargelegt, daß durch das
tätigkeitsbez03ene einschränkende Merkmal des Zwanges zur
Aufgabe der beruflichen Beschäftigung oder jeder Erwerbsar-
beit in Nr 46 der Anlage 1 zur ?. BKVO in typisierender Be—

trachtung der Schweregrad der Krankheit beschrieben wird;

nur die leichteren Fälle der beruflich bedingten Gesundheits-

störungen bei diesen Krankheiten (Hauterkrankungen) sollen

aus dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung herausge-

nommen werden. Daneben hat das Merkmal den weiteren Zweck,

ein Verbleiben des Versicherten auf dem ihn gefährdenden Ar—
beitsplatz zu verhindern und dadurch eine Verschlimmerung

der Krankheit mit der Folge einer erhöhten Entschädigungs-

_9_
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leistung zu verhüten (BSGE 10, 286, 290). Wie der Senat in
seinem Urteil vom 20. April 1978 (aaO) ferner ausgeführt hat,

darf die einschränkende Voraussetzung in der Nr 46 jedoch nicht

dazu führen, in den Fällen eine Entschädigung:m1versagen, in

denen sich der Schweregrad der Hauterkrankung in einer unfall—

rechtlichen relevanten MdE ausdrückt, der Versicherte seine

berufliche Beschäftigung bzw seine Erwerbsarbeit aber in einem

anderen ihn nicht gefährdenden Bereich ausübt oder ausüben

könnte. Daraus folgt für den vorliegenden Fall, daß die vom
LSG angenommene Fähigkeit des Klägers, mehr als 2 Jahre nach

dem Beginn der Erkrankung wieder einfache Arbeiten zu verrich-

ten, nicht zum Wegfall des Rentenanspruchs führt‚ Durch die

im Zusammenhang mit seiner versicherten Tätigkeit entstandene

Hauterkrankung hat der Kläger eine gesundheitliche Beeinträch-

tigung erfahren, die seine Erwerbsfähigkeit auf dem gesamten
Gebiet des Erwerbslebens um 50 vH mindert. Die durch die Ein—

schränkung in der Nr 46 geforderten Voraussetzungen der Schwere

der Erkrankung und der medizinisch notwendigen Herausnahme aus
der gefährdenden■%tigkeitsind somit nach wir vor gegeben.

Der für den Anspruch auf Leistungen maßgebende Versicherungsfall

ist, wie das LSG insoweit zutreffend angenommen hat, am 5. Sep-

tember 1972 - dem Tag der Aufgabe der gefährdenden Erwerbstä-

tigkeit und dem Beginn der Erkrankung — eingetreten; dieser

Tag ist der "Zeitpunkt des Arbeitsunfalls" (s s 551 Abs ; RVG).
Da der Kläger über die 78. Woche nach dem Arbeitsunfall hinaus

arbeitsunfähig war, steht ihm die Rente "spätestens" mit dem
Beginn der 79. Woche, dem 6. März 1974, zu (5 580 Abs 1 EVO in

der bis zum 50. September 1974 geltenden Fassung, 3 5 21 Nr 55

des Reha—AnglGes vom 70 August 1974 —BGBl I 1881—). Dies hat

das LSG zu Recht entschieden. Entgegen der Meinung der Revision

ist das LSG bei der Festlegung des Rentenbeginns nicht von einer
in 5 580 Abs 1 EVO aF ebenfalls angeführten Erwerbsunfähigkeit

im Sinne der Rentenversicherung ausgegangen.
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Da die Hauterkrankung des Klägers als Berufskrankheit durch—

gehend nach Nr 46 der Anlage 1 zur 7. BKVO in der bis zum
51. Dezember 1976 geltenden Fassung anzusehen ist und die

Anwendung der Nr 5101 der Anlage 1 zur 7. BKVO in der Fassung

der Verordnung vom 8. Dezember 1976 nicht in Betracht kommt,

war der Tenor des angefochtenen Urteils nur insoweit klar—
zustellen, als die Rente auch vom 1. Januar 1977 an nach

Nr 46 der Anlage 1 zur 7. BKVO und nicht nach Nr 5101 der
7. BKVO idF vom 8. Dezember 1976 zu zahlen ist. Mit dieser

Maßgabe war die Revision zurückzuweisen.
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